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I.
1132 Befugnis zur Verleihung,

Ausgestaltung und Aushändigung
des Feuerwehr-Ehrenzeichens

Verwaltungsvorschrift des Ministerpräsidenten
und des Ministeriums des Innern und für Sport

vom 8. Februar 2010 (ISM 30 113-1.VV-3/351)

Teil 1
Befugnis zur Verleihung

des Feuerwehr-Ehrenzeichens

1 Die Befugnis, folgende Feuerwehr-Ehrenzeichen zu ver-
lei hen, wird gemäß § 16 Satz 2 des Brand- und Katas -
trophen schutzgesetzes vom 2. November 1981 (GVBl.
S. 247), zu letzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2008
(GVBl. S. 99), BS 213-50, auf die Ministerin oder den
Minister des Innern und für Sport übertragen:

1.1 Silbernes Feuerwehr-Ehrenzeichen
für 25-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit bei der Feuer -
wehr,

1.2 Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen
für 35-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit bei der Feuer -
wehr,

1.3 Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen für 45-jährige aktive,
pflichttreue Tätigkeit bei der Feuerwehr,

1.4 Silbernes Feuerwehr-Ehrenzeichen am Bande
für besondere Verdienste um das Feuerwehrwesen,

1.5 Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen am Bande
für hervorragende Verdienste um das Feuerwehrwesen.

2 Die folgenden Ausführungen des Feuerwehr-Ehren zei -
chens verleiht die Ministerpräsidentin oder der Minister -
präsident auf Vorschlag des Ministeriums des Innern und
für Sport:

2.1 Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen als Steckkreuz für Ver-
dienste von außerordentlicher Bedeutung für das Feuer -
wehrwesen des Landes Rheinland-Pfalz,

2.2 Feuerwehr-Ehrenkreuz
für besonders mutiges Verhalten beim Feuerwehreinsatz.

3 Den Widerruf der Verleihung der in Nummer 2 genannten
Ausführungen des Feuerwehr-Ehrenzeichens sowie die
Aus händigung dieser Ausführungen in Einzelfällen behält
sich die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident vor.

Teil 2
Ausgestaltung und Aushändigung

des Feuerwehr-Ehrenzeichens

4 Aufgrund des § 43 Abs. 3 des Brand- und Katastrophen -
schutzgesetzes wird Folgendes bestimmt:

4.1 Ausgestaltung

Die Ausgestaltung der Feuerwehr-Ehrenzeichen richtet
sich nach der Anlage 1.

4.2 Berechnung der 25-, 35- und 45-jährigen aktiven,
pflicht treuen Tätigkeit bei der Feuerwehr

4.2.1 Als aktive pflichttreue Tätigkeit bei der Feuerwehr kön-
nen nur die Zeiten angerechnet werden, in denen der
Feuer wehrangehörige nachweisbar regelmäßig an einem
ord nungsgemäßen Feuerwehrdienst teilgenommen hat.

4.2.2 Ferner sind Zeiten eines Wehr- und Zivildienstes, wenn
der Eintritt in eine Feuerwehr jeweils vorher erfolgt war,
und Dienstzeiten in der Jugendfeuerwehr anzurechnen.

4.3 Anträge auf Verleihung von Feuerwehr-Ehrenzeichen

4.3.1 Anträge auf Verleihung des Silbernen und der Goldenen
Feu erwehr-Ehrenzeichen sind unter Verwendung eines

Form blatts gemäß Anlage 2 von den Verwaltungen der
Ge mein den und Verbandsgemeinden den Kreis verwal tun -
gen vorzu legen. Für Stadtverwaltungen der kreisfreien
und großen kreisangehörigen Städte entfällt die Antrag -
stellung. Werk feuerwehren legen ihre Anträge über die
Verwaltungen der Gemeinden bzw. Verbandsgemeinden
vor. Gleiches gilt für die Feuerwehren der Bundeswehr,
anderer Bundesbehörden sowie der Stationierungs streit -
kräfte. Die Kreisverwaltungen und Stadtverwaltungen der
kreisfreien und der großen kreisangehörigen Städte prü-
fen die Anträge abschließend und entscheiden über das
Vorliegen der Voraussetzungen zur Verleihung des Feuer -
wehr-Ehrenzeichens. In Zweifels fällen ist die Ent schei -
dung der Aufsichtsbehörde einzuholen.

4.3.2 Anträge auf Verleihung der übrigen Ausführungen der
Feuer wehr-Ehrenzeichen können von den nach Nummer
4.3.1 antragsberechtigten Stellen oder von den Auf sichts -
behör den, in Ausnahmefällen vom Landes feuer wehr ver -
band Rheinland-Pfalz e.V. und dem Verband Werk feuer -
wehren und Betrieblicher Brandschutz Rheinland-Pfalz
e.V. über die Kreisverwaltungen, Stadtverwaltungen der
kreisfreien und der großen kreisangehörigen Städte unter
Verwendung eines Formblattes gemäß Anlage 3 gestellt
werden. Sie sind zu be gründen und über die Aufsichts-
und Dienstleistungsdirek tion dem Ministerium des Innern
und für Sport vorzulegen.

4.4 Aushändigung

4.4.1 Es händigen aus:

4.4.1.1 Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister in Verbands -
ge meinden und verbandsfreien Gemeinden das Silberne
Feu erwehr-Ehrenzeichen und das Silberne Feuerwehr-
Ehrenzei chen am Bande,

4.4.1.2 die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister in
kreisfreien und großen kreisangehörigen Städten das
Sil berne Feuerwehr-Ehrenzeichen, das Silberne Feuer -
wehr-Ehrenzeichen am Bande, die Goldenen Feuerwehr-
Ehrenzei chen und das Goldene Feuerwehr-Ehrenzeichen
am Bande,

4.4.1.3 die Landrätin oder der Landrat die Goldenen Feuerwehr-
Eh renzeichen und das Goldene Feuerwehr-Ehrenzeichen
am Bande; in Ausnahmefällen kann die zuständige Bür -
ger meis terin oder der zuständige Bürgermeister beauf-
tragt werden,

4.4.1.4 die Präsidentin oder der Präsident der Aufsichts- und
Dienst leistungsdirektion oder eine Beauftragte oder ein
Beauf tragter das Goldene Feuerwehr-Ehrenzeichen als
Steckkreuz und das Feuerwehr-Ehrenkreuz.

4.4.2 Es können sich vorbehalten:

4.4.2.1 Die Landrätin oder der Landrat in besonderen Einzel fäl -
len die Aushändigung der in Nummer 4.4.1.1 genannten
Ehren zeichen,

4.4.2.2 die Präsidentin oder der Präsident der Aufsichts- und
Dienst leistungsdirektion die Aushändigung der in den
Nummern 4.4.1.1 bis 4.4.1.3 genannten Ausführungen
des Ehrenzei chens,

4.4.2.3 die Ministerin oder der Minister des Innern und für Sport
die Aushändigung aller Ausführungen des Feuerwehr-
Ehrenzei chens,

4.4.2.4 die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident die
Aus händigung des Goldenen Feuerwehr-Ehrenzeichens
als Steckkreuz und des Feuerwehr-Ehrenkreuzes.

4.4.3 Zur Wahrung der Vorbehaltsrechte gemäß den Nummern
4.4.2.2 und 4.4.2.3 teilen die Kreisverwaltungen, die
Stadt verwaltungen der kreisfreien und der großen kreis-
angehöri gen Städte der Aufsichts- und Dienstleistungs -
direktion den Tag der Aushändigung der in den Num -
mern 4.4.1.1 bis 4.4.1.3 genannten Ausführungen des
Feuerwehr-Ehrenzei chens, dem Ministerium des Innern
und für Sport die Aus händigung des Silbernen und Gol -
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denen Feuerwehr-Ehrenzei chens an Wehrleiterinnen und
Wehrleiter, an Kreis- und Stadtfeuerwehrinspekteurinnen
sowie an Kreis- und Stadt feuerwehrinspekteure recht -
zeitig mit.

4.5 Verleihungsurkunde

Die Inhaberin oder der Inhaber eines Feuerwehr-Ehren -
zei chens erhält über die Verleihung eine Urkunde.

4.6 Widerruf

Erweist sich die Inhaberin oder der Inhaber durch ein Ver-
halten, insbesondere durch Begehen einer Straftat, der
Aus zeichnung unwürdig oder wird ein solches Ver hal ten
nach träglich bekannt, so können die Minister präsi dentin
oder der Ministerpräsident die Verleihung des Goldenen
Feuerwehr-Ehrenzeichens als Steckkreuz und des Feuer -

wehr-Ehren kreuzes, die Ministerin oder der Minister des
Innern und für Sport die Verleihung der übrigen Aus füh -
run gen der Feuer wehr-Ehrenzeichen wi der rufen. Die Ver -
leihungsurkunde und das Feuerwehr-Ehrenzeichen sind
in diesem Falle zurückzu fordern.

5 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. März 2010 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift des Mi nis ter -
präsi denten und des Ministeriums des Innern und für
Sport über die Befugnis zur Verleihung, Ausgestaltung
und Aushändigung des Feuer wehr-Ehrenzei chens vom
20. Dezember 1999 (MinBl. 2000 S. 22) außer Kraft.

Anlagen

MinBl. 2010, S. 76
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Anlage 1
(zu Nr. 4.1 der VV)

Silbernes Feuerwehr-Ehrenzeichen

für 25-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit

bei der Feuerwehr

(Umrandung silberfarben)

Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen

für 45-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit

bei der Feuerwehr

(Umrandung goldfarben)

Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen

für 35-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit

bei der Feuerwehr

(Umrandung goldfarben)
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Silbernes Feuerwehr-Ehrenzeichen am Bande

für besondere Verdienste um das Feuerwehrwesen

(rot emailliertes Kreuz mit silberfarbenem Rand, weiß emaillierte Flammen

mit silberfarbenem Rand, Band rot-weiß-rot mit silberfarbenem Rand)

Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen am Bande

für hervorragende Verdienste um das Feuerwehrwesen

(rot emailliertes Kreuz mit goldfarbenem Rand, weiß emaillierte Flammen

mit goldfarbenem Rand, Band rot-weiß-rot mit goldfarbenem Rand)
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Goldenes Feuerwehr-Ehrenzeichen als Steckkreuz

für Verdienste von außerordentlicher Bedeutung für das Feuerwehrwesen

des Landes Rheinland-Pfalz

(rot emailliertes Kreuz mit goldfarbenem Rand, weiß emaillierte Flammen mit

goldfarbenem Rand, goldfarbener Kranz)

Feuerwehr-Ehrenkreuz

für besonders mutiges Verhalten beim Feuerwehreinsatz

(rot emailliertes Kreuz mit goldfarbenem Rand, weiß emaillierte Flammen mit

goldfarbenem Rand, Landeswappen auf blauem Grund, Kreisumrandung

und Kranz goldfarben)
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______________________  ________________________________ 
(Antragstellerin) (Ort) (Datum) 
 
  ________________________________ 
  (Telefon) (Aktenzeichen) 
 
An die 
Kreisverwaltung ____________________ 
 
Bei Anträgen von Betriebsleitungen 
 
An die 
Stadtverwaltung ____________________ 
oder 
Über die 
Gemeinde-/Verbandsgemeinde- 
verwaltung ________________________ 
an die 
Kreisverwaltung ____________________ 
 
 
Antrag auf Verleihung eines Feuerwehr-Ehrenzeichens 

 
 
Hiermit wird für ________________________________________________________ 
 (Dienstgrad oder Amtsbezeichnung) (Vorname) (Name) 
 
geboren am _____________ wohnhaft in _________________________________ 
 
Angehörige/r 
der Feuerwehr ________________________________________________________ 
 
örtliche 
Feuerwehreinheit ________________________________________________________ 
 
Dienstzeit vom ________________________ bis _____________________________ 
(Angabe erforderlich), 
 
 
die Verleihung des 
 
! a) Silbernen Feuerwehr-Ehrenzeichens für 25-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit bei 

der Feuerwehr 
! b) Goldenen Feuerwehr-Ehrenzeichens für 35-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit bei 

der Feuerwehr 
! c) Goldenen Feuerwehr-Ehrenzeichens für 45-jährige aktive, pflichttreue Tätigkeit bei 

der Feuerwehr 
 
 

beantragt. 

Anlage 2 

(zu Nr. 4.3.1 der VV) 
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Bemerkungen der Kreis- oder Stadtverwaltung, der Kreis- oder Stadtfeuerwehrinspekteurin, 
des Kreis- oder Stadtfeuerwehrinspekteurs, der Wehrleiterin oder des Wehrleiters: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
! Die Angaben wurden überprüft; sie sind 

zutreffend. 
 
! Die Angaben wurden überprüft; sie sind 

nicht zutreffend. 
 Der Antrag wird der Antragstellerin zur 

Überprüfung und erneuter Vorlage zurück- 
gesandt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kreisverwaltung oder Stadtverwaltung Kreis- oder Stadtfeuerwehrinspekteurin 
 im Auftrag Kreis- oder Stadtfeuerwehrinspekteur 
  Wehrleiterin oder Wehrleiter 
 
 
 
 
_______________________________ ________________________________ 
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_________________________________ ________________________________ 
(Antragstellerin/Antragsteller) (Ort) (Datum) 
 
  ________________________________ 
  (Telefon) (Aktenzeichen) 
 
 
Bei Anträgen von Betriebsleitungen 
 
Über die 
Gemeinde-/ 
Verbandsgemeinde-/ 
Stadtverwaltung _________________________________________________________ 
 
über die 
Kreisverwaltung _________________________________________________________ 
 
über die 
Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion ___________________________________________________ 
 
an das 
Ministerium des Innern und für Sport 
55116 Mainz 
 
Antrag auf Verleihung eines Feuerwehr-Ehrenzeichens 
 
Hiermit wird für ________________________________________________________ 
 (Dienstgrad oder Amtsbezeichnung) (Vorname) (Name) 
 
geboren am _____________ wohnhaft in _________________________________ 
 
Angehörige/r 
der Feuerwehr ________________________________________________________ 
 
Dienstzeit vom ________________________ bis _____________________________ 
(Angabe erforderlich), 
 
die Verleihung des 
 
! d) Silbernen Feuerwehr-Ehrenzeichens am Bande für besondere Verdienste um das 

Feuerwehrwesen, 
! e) Goldenen Feuerwehr-Ehrenzeichens am Bande für hervorragende Verdienste um 

das Feuerwehrwesen, 
! f) Goldenen Feuerwehr-Ehrenzeichens als Steckkreuz für Verdienste von außeror-

dentlicher Bedeutung für das Feuerwehrwesen des Landes Rheinland-Pfalz 
! g) Feuerwehr-Ehrenkreuzes für besonders mutiges Verhalten beim Feuerwehreinsatz 
 
beantragt. Eine ausführliche Begründung befindet sich auf der Rückseite. 
 

 _________________________________ 
 (Unterschrift mit Amtsbezeichnung)

Anlage 3 

(zu Nr. 4.3.2 der VV) 
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Begründung des Antrags: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Kreisverwaltung (unter Beteiligung der 
Kreisfeuerwehrinspekteurin oder des Kreisfeuerwehrinspekteurs): 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion: 
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78143 Programm zur Förderung
extensiver Erzeugungspraktiken

im Agrarbereich aus Gründen des
Umweltschutzes und des Landschaftserhaltes
(Programm Agrar-Umwelt-Landschaft - PAULa)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft,
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und des Ministeriums

für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz

vom 5. März 2010 (8603 - 14_910)

1 Die Verwaltungsvorschrift vom 25. März 2009 (MinBl. S. 96)
wird wie folgt geändert:

1.1 Nummer 1.3 8. Spiegelstrich erhält folgende Fassung:

„– des Direktzahlungen-Verpflichtungengesetzes (DirektZahl
VerpflG) vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1763 - 1767 -),“

1.2 In Nummer 1.3 12. Spiegelstrich wird der Punkt nach der
Zahl „2005“ gestrichen.

1.3 In Nummer 2.3 werden nach dem Wort „gesamten“ die
Worte „Grün- und“ eingefügt.

1.4 Nummer 2.9 erhält folgende Fassung:

„2.9 bei Programmteil IX (Nummer 4.9) die Anlage von
Saum- und Bandstrukturen im Ackerbau und deren
extensive Bewirtschaftung und dort

2.9.1 die Einführung der Anlage von Saum- und Band -
strukturen im Ackerbau und/oder

2.9.2 die Beibehaltung der Anlage von Saum- und Band -
strukturen im Ackerbau,“.

1.5 In Nummer 3.1.4 Abs. 2 wird das Wort „auch“ gestrichen.

1.6 Nach Nummer 3.1.4 wird folgende Nummer 3.1.5 eingefügt:

„3.1.5 Die in den Nummern 3.1.1 und 3.1.2 genannten
Vo raus setzungen sind während der Dauer des Ver -
pflich tungszeitraums (Nummer 6.1) einzuhalten.“

1.7 Nummer 3.2.3.2 erhält folgende Fassung:

„3.2.3.2 des Programmteils VI die Flächen in dem im Auf -
trag des für die Agrarförderung zuständigen Minis -
teriums abgegrenzten Gebiet liegen,“.

1.8 Nummer 3.2.3.3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„des Programmteils X die Flächen in dem im Auftrag des für
die Agrarförderung zuständigen Ministeriums abgegrenz -
ten Gebiet liegen.“

1.9 Nummer 4.1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, das
gesamte Unternehmen auf der Grundlage der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die
öko logische/biologische Produktion und die Kenn zeich -
nung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur
Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. EU Nr.
L 189 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung in die Förder -
maßnahme einzubringen und zu bewirtschaften und bei der
Bewirtschaftung die jeweils geltenden Grundsätze (Num -
mer 6.2) einzuhalten.“

1.10 In Nummer 4.1 wird folgender Absatz angefügt:

„Wird der überwiegende Teil der landwirtschaftlichen Flä -
chen nicht für die Produktion von Marktfrucht erzeug nissen
oder für die Tierhaltung genutzt, ist eine Teilnahme des
Un ternehmens am Programmteil I nicht zulässig.“

1.11 Nummer 4.3.1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„im Falle der Nummer 2.3.1 zum Zeitpunkt des Beginns
des Verpflichtungszeitraums

– im Falle der Rinder-, Schaf-, Ziegen- und/oder Pferde -
haltung mindestens 15 Hektar oder

– im Falle der Damtierhaltung mindestens 5 Hektar

Dauergrünland im Unternehmen zu bewirtschaften.“

1.12 Nummer 4.9 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich,

– im Falle der Einführung (Nummer 2.9.1) auf allen dem Be -
wirtschaftungsvertrag unterliegenden Flächen bis zum
15. Mai des ersten Verpflichtungsjahres 5 m bis 20 m
breite Streifen anzulegen und diese gemäß den gelten-
den Grundsätzen (Nummer 6.2) einzusäen und zu be -
wirtschaften und

– im Falle der Beibehaltung (Nummer 2.9.2) alle dem Be -
wirtschaftungsvertrag unterliegenden Flächen gemäß den
geltenden Grundsätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaf ten.

Die Bewilligungsbehörde kann eine angemessene Nach frist
für die Einsaat gewähren.“

1.13 Nummer 5.2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Abweichend hiervon wird bei den Programmteilen VII, XI
(Variante Roter Weinbergspfirsich) und XIV eine jährliche
Beihilfe gewährt, wenn der Betrag, auf den die zuwen-
dungsberechtigte Person einen Anspruch hat, mindestens
50 EUR beträgt.“

1.14 Nummer 5.3.1.1 erhält folgende Fassung:

„5.3.1.1 Im Falle der Einführung

– 200 EUR je Hektar Acker- und Dauer grünland -
fläche in den ersten zwei Einführungsjahren und
120 EUR je Hektar in den drei Folgejahren bei
erstmaliger Antragstellung bis einschließlich des
Jahres 2008 oder 240 Euro je Hektar in den ers-
ten zwei Einführungsjahren und 140 Euro je Hek -
tar in den drei Folgejahren bei erstmaliger An -
trag stellung ab dem Jahr 2009,

– 715 EUR je Hektar Kern- und Steinobstfläche in
Vollpflanzung in den ersten drei Einführungs jah -
ren und 610 EUR je Hektar in den beiden Folge -
jahren,

– 660 EUR je Hektar bestockter Rebfläche in den
ersten drei Einführungsjahren und 560 EUR je
Hektar in den beiden Folgejahren.

Für Steil- und Steilstlagenflächen (Nummer 2.10),
für die eine Verpflichtung zur extensiven Bewirt -
schaftung der Steil- und Steilstlagen gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 oder nach die-
ser Verwaltungsvorschrift eingegangen wurde,
beträgt die Zuwendung 255 EUR je Hektar be -
stockter Rebfläche,

– 480 EUR je Hektar Gemüseanbaufläche in den
ersten zwei Einführungsjahren und 300 EUR je
Hektar in den drei Folgejahren,“.

1.15 Nummer 5.3.1.2 1. Spiegelstrich erhält folgende Fassung:

„– 120 EUR je Hektar Acker- und Dauergrünlandfläche bei
erstmaliger Antragstellung bis einschließlich des Jahres
2008 oder 140 EUR je Hektar bei erstmaliger Antrag -
stel lung ab dem Jahr 2009,“.

1.16 Nummer 5.3.3 1. Spiegelstrich erhält folgende Fassung:

„– 70 EUR je Hektar Dauergrünlandfläche gemäß Nummer
2.3.1 bei erstmaliger Antragstellung bis einschließlich
des Jahres 2008 oder 85 EUR je Hektar bei erstmaliger
Antragstellung ab dem Jahr 2009,“.

1.17 Nummer 5.3.8 1. Spiegelstrich Satz 1 erhält folgende Fas -
sung:

„– 120 EUR je Hektar im Falle des Mulchverfahrens mit
Zwi schenfruchtanbau gemäß Nummer 2.8.1 bei erstma -
li ger Antragstellung bis einschließlich des Jahres 2008
oder 150 EUR je Hektar bei erstmaliger Antragstellung
ab dem Jahr 2009.“

1.18 Nummer 5.3.9 erhält folgende Fassung:

„5.3.9 Programmteil IX:

– Im Falle der Einführung 400 EUR je Hektar Saum-
und Bandstruktur (Nummer 2.9.1) bis zu einer EMZ



von 30 Punkten, darüber hinaus 5 EUR für jeden
weiteren EMZ-Punkt, höchstens 650 EUR je Hek -
tar und

– im Falle der Beibehaltung 270 EUR je Hektar
Saum- und Bandstruktur (Nummer 2.9.2) bis zu
einer EMZ von 30 Punkten, darüber hinaus 5 EUR
für jeden weiteren EMZ-Punkt, höchstens 520 EUR
je Hektar, wenn auf eine Neueinsaat verzichtet
wird.“

1.19 Nummer 5.3.12 1. Spiegelstrich erhält folgende Fassung:

„– 30 EUR je Hektar angewandter alternativer Pflanzen -
schutz verfahren gegen den Maiszünsler gemäß Num -
mer 2.12.1 bei erstmaliger Antragstellung bis einschließ -
lich des Jahres 2008 oder 50 EUR je Hektar bei erstma-
liger Antragstellung ab dem Jahr 2009,“.

1.20 In Nummer 5.7 werden die Worte „die auf der Grundlage
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 stillgelegten Flächen
und für“ gestrichen.

1.21 Nummer 6.3 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die zuwendungsberechtigte Person ist verpflichtet, zum
Zeitpunkt des Antrages auf erstmalige Förderung (Nummer
7.1.1) gegenüber der Bewilligungsbehörde die Belegenheit
der ökologischen Ausgleichsflächen (Programmteil II - nur
umweltschonender Obstbau) anzugeben und deren Be wirt -
schaftungsform festzulegen.“

1.22 Nummer 7.1.4 erhält folgende Fassung:

„7.1.4 Das anzuwendende Verfahren ist bei Förderung nach
Nummer 2.8.1 oder 2.8.2 bis zum 31. August der
Be willigungsbehörde jährlich schriftlich mitzuteilen.“

1.23 Nummer 7.1.5 erhält folgende Fassung:

„7.1.5 Im Falle der verspäteten Einreichung des Antrags
nach Nummer 7.1.3 gilt Artikel 7 der Verordnung (EG)
Nr. 1975/2006 in Verbindung mit Artikel 23 der Ver -
ordnung (EG) Nr. 1122/2009 vom 30. November 2009
des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, zur Modulation und zum in te grier ten
Verwaltungs- und Kontrollsystem im Rah men der
Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaft li cher
Betriebe gemäß der genannten Ver ordnung und mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG)
Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderwei-
tiger Verpflichtungen im Rahmen der Stützungs rege -
lung für den Weinsektor (ABl. EU Nr. L 316 S. 65)
in der jeweils geltenden Fassung und im Falle der
Än derung des Antrages nach Ablauf der in Nummer
7.1.3 genannten Frist Artikel 8 der Verordnung (EG)
Nr. 1975/2006 in Verbindung mit Artikel 14 der Ver -
ordnung (EG) Nr. 1122/2009.“

1.24 In Nummer 7.4.1 werden nach den Worten „Aufsichts- und
Dienstleistungsdirektion,“ die Worte „das Dienstleistungs -
zentrum Ländlicher Raum Mosel,“ eingefügt.

1.25 In Nummer 7.4.8 Satz 1 werden die Worte „der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion“ durch die Worte „dem Dienst -
leistungszentrum Ländlicher Raum Mosel“ ersetzt.

1.26 Nummer 7.5.2 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„Die Aufhebung des Bewilligungsbescheides sowie die
Rück forderung der Zuwendung richten sich nach Artikel 2
der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 in Verbindung mit den
Artikeln 23 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 und
dem § 1 LVwVfG in Verbindung mit den §§ 48 bis 49 a
VwVfG in der jeweils geltenden Fassung. Hierbei kann ge -
mäß Artikel 5 a der Verordnung (EG) Nr. 885/2006 der Kom -
mission vom 21. Juni 2006 mit Durchführungs vorschriften
zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates hinsichtlich
der Zulassung der Zahlstellen und anderen Einrichtungen
sowie des Rechnungsabschlusses für den EGFL und den
ELER (ABl. EU Nr. L 171 S. 90) auf die Anforderung von Be -
trägen, die 100 EUR - Zinsen nicht eingeschlossen - nicht
übersteigen, verzichtet werden.“

1.27 Nummer 7.5.2 Abs. 3 1. Spiegelstrich erhält folgende Fas -
sung:

„– Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 in Verbin -
dung mit Artikel 80 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/
2009 für den Anteil der Zuwendung der aus Mitteln der
Europäischen Union gezahlt wurde,“.

1.28 Nummer 7.5.3 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„Voraussetzung ist jedoch, dass die Gründe der Bewilli -
gungs behörde von der am Programm teilnehmenden Per -
son spätestens mit Abgabe des nächstfolgenden Flächen -
nachweises-Agrarförderung nach Eintritt des Ereignisses
mitgeteilt werden.“

2 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Au gust
2009 in Kraft.

MinBl. 2010, S. 85

784 Förderung
der Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse

(Marktstrukturverbesserung)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft,
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

vom 4. März 2010 (8601 11_225)

1 Die Verwaltungsvorschrift vom 18. November 2008 (MinBl.
2009 S. 7) wird wie folgt geändert:

1.1 Nummer 1.1 wird wie folgt geändert:

1.1.1 Der 3. Spiegelstrich erhält folgende Fassung:

„– Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom
6. August 2008 zur Erklärung der Vereinbarkeit be stimm -
ter Gruppen von Beihilfen mit dem Gemein samen Markt
in Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag (all -
gemeine Gruppenfreistellungsverordnung) (ABl. EU Nr.
L 214 S. 3),“.

1.1.2 In Absatz 3 Satz 3 wird die Verweisung „Artikel 2 der Emp -
fehlung der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die
Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und
mittleren Unternehmen (203/361/EG), (ABl. EU Nr. L 124
S. 36)“ durch die Verweisung „Anhang I der Verordnung
(EG) Nr. 800/2008“ ersetzt.

1.2 In Nummer 2.4.1 wird die Verweisung „der Empfehlungen
2003/361/EG der Kommission“ durch die Verweisung „des
Anhanges I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008“ ersetzt.

1.3 In Nummer 2.4.2 wird die Verweisung „der Empfehlungen
2003/361/EG der Kommission“ durch die Verweisung „des
Anhanges I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008“ ersetzt.

1.4 In Nummer 3.5.1 Abs. 2 wird die Verweisung „die Emp feh -
lung 2003/361/EG der Kommission“ durch die Ver wei sung
„Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008“ ersetzt.

1.5 Nummer 3.7.4 1. Spiegelstrich Satz 3 erhält folgende Fas -
sung:

„Im Falle einer Investition in Verbindung mit einem zusätz-
lichen Bündelungseffekt nach Nummer 3.4 1. Spiegel strich
Buchst. a kann der Fördersatz für vorgenannte Zu wen -
dungsempfänger von 15 v.H. bei 40-prozentigem Aus las -
tungs grad linear auf bis zu 25 v.H. der förderfähigen Auf -
wendungen steigen, sofern die Zuwendungs empfän ger
von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 erfasst
werden.“
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1.6 In Nummer 3.7.4 6. Spiegelstrich wird die Verweisung
„Arti kel 2 der Empfehlungen 2003/361/EG der Kom mis -
sion“ durch die Verweisung „Anhang I der Verordnung (EG)
Nr. 800/2008“ ersetzt.

1.7 In Nummer 4.3.1 3. Spiegelstrich wird die Verweisung
„der Empfehlungen 2003/361/EG der Kommission“ durch
die Verweisung „des Anhanges I der Verordnung (EG) Nr.
800/2008“ ersetzt.

1.8 In Nummer 4.4.1 wird die Verweisung „der Empfehlungen
2003/361/EG der Kommission“ durch die Verweisung „des
Anhanges I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008“ ersetzt.

1.9 In Nummer 4.4.2 wird die Verweisung „der Empfehlungen
2003/361/EG der Kommission“ durch die Verweisung „des
Anhanges I der Verordnung (EG) Nr. 800/2008“ ersetzt.

1.10 Nummer 5.3.2 erhält folgende Fassung:

„5.3.2 Für Vorhaben nach dieser Verwaltungsvorschrift
wird eine generelle Ausnahme von Nr. 1.3 Teil I zu
§ 44 VV-LHO erteilt.

Die Bewilligungsbehörde muss vor Beginn des
Vorhabens der antragstellenden Person schriftlich
be stätigen, dass die Fördervoraussetzungen vor -
behalt lich einer detaillierten Prüfung dem Grunde
nach erfüllt werden. Es ist der ausdrückliche Hin -
weis aufzunehmen, dass aus der Bestätigung kein
Rechtsanspruch auf eine Förderung abgeleitet wer -
den kann und die antragstellende Person das volle
Finanzierungsrisiko zu tragen hat. Sie hat die Kennt -
nisnahme mit Datum zu bestätigen und die Bestä -
ti gung an die Bewilligungsbehörde zurückzuleiten.

Als Beginn des Vorhabens gelten

– bei baulichen Investitionen die Vergabe der Bau -
aufträge,

– bei Fertigbauten das Datum des Vertrags ab schlus -
ses,

– bei sonstigen Investitionen die rechtliche Ver -
pflich tung zu ihrer Durchführung (Bestelldatum),

– in allen sonstigen Fällen die Erteilung von Auf -
trägen,

– die Aufnahme von Eigenarbeiten.

Ausgenommen hiervon sind alle Arbeiten, die
Vorplanungen zur Durchführung der Investitionen
betreffen. Der Grunderwerb ist nicht als Beginn des
Verfahrens anzusehen.

Für ein Vorhaben, das vor Antragstellung und vor
Er tei lung der Bestätigung der grundsätzlichen För -
derfähigkeit durch die Bewilligungsbehörde be gon -
nen worden ist, werden Zuwendungen nicht ge -
währt.“

1.11 Nach der Nummer 5.4.5 wird folgende Nummer 5.4.6 an -
gefügt:

„5.4.6 Nummer 3.1 bis 3.2 der Allgemeinen Neben bestim -
mun gen zu Teil I / Anlage 3 (ANBest-P) zu § 44
VV-LHO werden nicht angewandt.

Stattdessen hat der Zuwendungsempfänger Auf -
trä ge nur an fachkundige und leistungsfähige An -
bie ter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu
wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben. Falls
mehrere Anbieter im Markt vertreten sind, müssen
mindestens drei Angebote eingeholt werden.“

2 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Ver öffent -
lichung in Kraft.

Nummer 1.11 tritt am 31. Dezember 2012 außer Kraft.

MinBl. 2010, S. 86

II.

Ministerium des Innern und für Sport

Landesarbeitstagung
des Fachverbandes der Kommunalkassenverwalter

am 16. September 2010 in Bernkastel-Kues

Rundschreiben des Ministeriums des Innern und für Sport

vom 10. Mai 2010 (17 300-5/331)

Der Landesverband Rheinland-Pfalz des Fachverbandes der
Kom munalkassenverwalter e.V. wird am 16. September 2010 im
Hotel Moselpark in Bernkastel-Kues eine Arbeitstagung durch-
führen, die folgende Referate umfassen wird:

Referat 1 „EU-Dienstleistungsrichtlinie“,

Referat 2 „Gesetz zur Neustrukturierung und Modernisierung
des Pfändungsschutzes (GNeuMoP)“,

Referat 3 „Drittschuldner im Verwaltungsvollstreckungs ver fah -
ren“.

Da die in zweijähriger Folge stattfindenden Arbeitstagungen die-
ses Fachverbandes der Weiterbildung seiner Mitglieder und da mit
auch den Interessen der kommunalen Dienstherren dienen, wird
den Gemeinde-, Verbandsgemeinde-, Stadt- und Kreis ver wal tun -
gen empfohlen, die Kassenverwalter sowie sonstige auf dem Ge -
biet des Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Prü fungs wesens
tätige Mitarbeiter zu dieser Arbeitstagung dienstlich zu entsenden.

An die
Gemeinde-, Verbandsgemeinde-, Stadt- und Kreisverwaltungen

Nachrichtlich
der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier, dem Rechnungshof
Rhein land-Pfalz, den Kommunalen Spitzenverbänden in Rheinland-Pfalz

MinBl. 2010, S. 87

Ministerium der Finanzen

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes
zum Auslandszuschlag ab 1. Juli 2010;

h i e r :  Vorgriffsregelung bis zum Inkrafttreten
einer formalgesetzlichen Anpassung im Land

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen

vom 5. Mai 2010 (P 1550 - 414)

Gemäß § 2 a Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes (LBesG)
finden - in der Form einer dynamischen Verweisung - für die Aus -
lands besoldung der rheinland-pfälzischen Beamtinnen und Be -
amten die Bestimmungen des 5. Abschnitts des Bundes besol -
dungs gesetzes in der jeweils geltenden Fassung Anwendung.

Durch das Dienstrechtsneuordnungsgesetz (DNeuG) des Bun des
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) wird zum 1. Juli 2010 der
Auslandszuschlag neu geregelt werden. Die bisherigen 9 Ta bel len
entfallen und es gibt nur noch 2 Tabellen (Anlage VI.1: Aus lands -
zuschlag; Anlage VI.2: gesonderter Zuschlag für berücksichti -
gungs fähige Personen).

In diesem Zusammenhang sind zwei wesentliche Neuerungen
von Bedeutung:

War bislang die Besoldungsgruppe maßgeblicher Anknüpfungs -
punkt für die Bestimmung der Höhe des Auslandszuschlags, so
ist nunmehr hierfür die Höhe des individuellen Grundgehalts maß -



gebend, das in aufeinander aufbauenden sog. Grund gehalts -
span nen (vgl. Kopfzeile der neuen Anlage VI.1) ausgewiesen ist.
Da sich nach der ersten Stufe zur Modernisierung der bundes-
staatlichen Ordnung (2006) und der hiermit einhergehenden Kom -
petenz der Länder auch für Besoldungsanpassungen die Grund -
gehälter beim Bund und in Rheinland-Pfalz unterschiedlich ent-
wickeln, ist die Auslandszuschlagstabelle des Bundes für Rhein -
land-Pfalz durch eine landesspezifische Grundgehaltsspannen-
Tabelle zu ergänzen. Somit richten sich die Grundgehalts span nen
- und nur diese - zukünftig ausschließlich nach der neuen rhein-
land-pfälzischen Grundgehaltsspannen-Tabelle, die Höhe des
Aus landszuschlags aber ausschließlich nach den jeweiligen, in
der Auslandszuschlagstabelle (Anlage VI.1) des Bundes ausgewie -
senen Zuschlags-Monatsbeträgen. Dies erfordert bei der Rechts -
anwendung, beide Tabellen gleichzeitig im Blick zu haben.

Eine Anpassung der rheinland-pfälzischen Grundgehalts span nen
wird zusammen mit Erhöhungen der Grundgehälter im Land er -
folgen. Dies bedeutet auch, dass Besoldungserhöhungen des
Bundes für rheinland-pfälzische Beamtinnen und Beamte nur
insoweit relevant werden, als hierdurch eine Erhöhung der Aus -
landszuschlags-Monatsbeträge bewirkt wird; Auswirkungen einer
solchen Besoldungserhöhung des Bundes auf die Bundes-Grund -
gehaltsspannen sind für Landesbeamtinnen und -beamte folglich,
wie erwähnt, bedeutungslos.

Anzufügen ist, dass durch diese Verfahrensweise vermieden wird,
dass durch eine Anpassung des Bundes eine Landes beamtin oder
ein Landesbeamter in eine niedrigere Grundgehalts span nen-Stufe
fällt, die mit einem niedrigeren Auslandszuschlag verbunden wäre.

Zweite Änderung ist, dass die Zahl der sog. Zonenstufen, die
- ne ben dem individuellen Grundgehalt - die Höhe des Aus lands -
zuschlags bestimmen, von 12 auf 20 erhöht wird. Diese Zonen -
stufen werden vom Bund aufgrund besonderer Bewertungs -
systeme ermittelt und festgesetzt. Im Übrigen ist die belgische
Haupt stadt Brüssel derzeit der Zonenstufe 2 zugeordnet.

Anzufügen ist, dass aufgrund veränderter Zonenstufen zuord nun -
gen zukünftig im Einzelfall niedrigere Auslandszuschläge nicht
auszuschließen sind; selbstredend sind auch - je nach Einsatz-
bzw. Dienstort - Erhöhungen möglich.

Die Einführung der neuen rheinland-pfälzischen Grund gehalts -
spannen-Tabelle bedingt eine Änderung des Landes besoldungs -
gesetzes. Diese soll erfolgen im Rahmen der derzeit in der par-
lamentarischen Befassung befindlichen Novellierung des Lan des -
beamtengesetzes (LT-Drs. 15/4465; 1. Lesung: 29. April 2010),
das jedoch bis zum 1. Juli 2010 - dem Zeitpunkt des Inkraft -
tretens der neuen Auslandszuschlagsregelung - noch nicht im
Ge setz- und Verordnungsblatt veröffentlicht sein wird. Zur frühen
Information der betroffenen Bediensteten und zur rechtzeitigen
Umsetzung der Neuregelung zum 1. Juli 2010 ist deshalb im
Wege einer Vorgriffsregelung wie folgt zu verfahren:

1. Die dynamische Verweisung in § 2 a Abs. 2 LBesG auf die Be -
stimmungen des 5. Abschnitts des Bundes besoldungs geset -
zes gilt unverändert fort. In grundsätzlicher Hinsicht bitte ich
um Beachtung der zum 1. Juli 2010 in Kraft tretenden Ände-
rungen des 5. Abschnitts des Bundesbesoldungsgesetzes.

2. Aufgrund dieser Verweisung ist ab dem 1. Juli 2010 die als
Anlage 1 beigefügte Auslandszuschlagstabelle des Bundes
(Anlage VI zum Bundesbesoldungsgesetz - VI.1 und VI.2)
maß gebend.

3. Jedoch gilt - abweichend von den Bestimmungen des Bundes
- für die unter den Geltungsbereich des Landesbesoldungs -
geset zes fallenden Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und
Richter eine landesspezifische Grundgehalts spannen tabel le
zur Bestimmung der Höhe des Auslandszuschlages. Diese Ta -
belle ist als Anlage 2 beigefügt; sie soll - mit Wirkung zum 1. Juli
2010 - Anlage VIII des Landesbesoldungsgesetzes werden.

Um Unterrichtung der Personal verwaltenden Stellen im jeweiligen
Geschäftsbereich wird gebeten.

Anlagen

(1) Auslandszuschlagstabelle - Bund (Anlagen VI.1 und VI.2 zu
§ 53 BBesG)

(2) Künftige Anlage VIII zum Landesbesoldungsgesetz (Gehalts -
spannen RLP)

Staatskanzlei
Ministerium des Innern und für Sport
Ministerium der Justiz
Ministerium für Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Familien und Frauen
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau
Ministerium für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz
Ministerium für Bildung, Wissenschaft,
Jugend und Kultur
55116 Mainz

Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz
beim Bund und der Europäischen Union
11056 Berlin

Oberfinanzdirektion Koblenz
- Zentrale Besoldungs- und Versorgungsstelle -
56062 Koblenz

Nachrichtlich:

Rechnungshof Rheinland-Pfalz
67346 Speyer

Verwaltung des Landtags Rheinland-Pfalz
55116 Mainz

MinBl. 2010, S. 87
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Anlage 2

Anlage 4
(zu § 135 Nr. 13)

Gültig ab 1. Juli 2010 Auslandsbesoldung Anlage VIII
(zu § 2 a Abs. 2 Halbsatz 2)

(Monatsbeträge in Euro)

Grund-
gehalts-
spanne
von
-
bis

Stufe

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15

1 798,81 2 038,17 2 310,13 2 619,13 2 970,23 3 369,15 3 822,41 4 337,40 4 922,58 5 587,44 6 342,88 7 201,22 8 176,49 9 284,61

1 798,80 2 038,16 2 310,12 2 619,12 2 970,22 3 369,14 3 822,40 4 337,39 4 922,57 5 587,43 6 342,87 7 201,21 8 176,48 9 284,60


